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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
Vorschriften im Saarland 

— Drucksache 1009 — 


A. Bericht des Abgeordneten Killat (Unterbach) 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung krankenver- 
sicherungsrechtlicher Vorschriften im Saarland hat 
das Ziel, das Recht der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung im Saarland an das im übrigen Bundes- 
gebiet geltende Recht in dem Ausmaß anzuglei- 
chen, in dem es durch die bevorstehende wirtschaft- 
liche Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik erforderlich ist. 

Im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes wer- 
den die Beiträge zur gesetzlichen Krankenver- 
sicherung einschließlich der knappschaftlichen 
Krankenversicherung von den Versicherten und 
ihren Arbeitgebern zu gleichen Teilen getragen; 
im Saarland tragen die Arbeitgeber einen um 2 bis 
3 v. H. höheren Anteil des versicherungspflichtigen 
Arbeitsentgelts. Mit der wirtschaftlichen Eingliede- 
rung des Saarlandes in die Bundesrepublik wird 
eine Tlechtsangleichung für erforderlich gehalten, 
um eine unterschiedliche Gesamtbelastung der 
Arbeitgeber mit Beiträgen zur Sozialversicherung 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet zu ver- 
meiden. Dieses Ziel wird durch Artikel 1 Nr. 1 und 
Artikel 2 erreicht. In den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten und 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung ist die 


Rechtsangleichung vom Ende der Übergangszeit an 
bereits geregelt. 

Die übrigen Vorschriften des Gesetzentwurfs be- 
zwecken die Rechtsangleichung hinsichtlich des für 
die Bemessung der baren Leistungen maßgebenden 
Höchstgrundlohnes und hinsichtlich der Beitrags- 
bemessungsgrenze. 

Wegen der Regelung im einzelnen wird auf den 
Wortlaut des Gesetzentwurfs und auf die amtliche 
Begründung verwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 
17. April 1959 beschlossen, die Berlin-Klausel ein- 
zufügen, im übrigen aber gegen den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Eine Auseinandersetzung ergab sich im Aus- 
schuß über einen Antrag der Fraktion der CDU/CSU, 
der den von der Regierung vorgelegten, vom Bun- 
desrat gebilligten Entwurf verändern will. Dieser 
Antrag hat zwei entscheidende Punkte: 

1. soll durch ihn der Kreis der versicherungs- 
pflichtigen Angestellten eingeschränkt und 
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2. die Versicherungspflicht gewisser Selbständiger 
— § 166 der Reichsversicherungsordnung — be- 
grenzt werden. Es soll als Einkommensgrenze 
für die Versicherungspflicht für Angestellte und 
gewisse Selbständige ein Jahreseinkommen von 
7920 DM zugrunde gelegt werden. 

Dieser Antrag der CDU/CSU wurde im Ausschuß 
gegen eine Minderheit angenommen. Die Minder- 
heit wies darauf hin, daß es eine solche Begrenzung 
der Versicherungspflicht bisher im Saarland nicht 


gegeben hat. Sie war der Meinung, es bei der Re- 
gierungsvorlage zu belassen. Die Beseitigung der 
Versicherungspflicht für die Angestellten führt 
nach Auffassung der Minderheit dazu, daß sich für 
diesen Personenkreis eine wesentliche Beitragser- 
höhung ergibt. Angesichts der mit der Überleitung 
verbundenen wirtschaftlichen und rechtlichen Ver- 
änderungen hält die Minderheit diese Abänderung 
des Gesetzentwurfs für nicht vertretbar. Der Aus- 
schuß beschloß jedoch mit Mehrheit die vorliegende 
Regelung. 


Bonn, den 18. Juni 1959 

Killat (Unterbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1009 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. Juni 1959 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Dir. Schellenberg Killat (Unterbadi) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
Vorschriften im Saarland 
— Drucksache 1009 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
Vorschriften im Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
in der im Saarland geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
Vorschriften im Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
in der im Saarland geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 


01. § 165 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Voraussetzung der Versicherung ist für 
Angestellte, daß ihr regelmäßiger Jahres- 
arbeitsverdienst 7920 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. Für die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
werden Zuschläge, die mit Rücksicht auf den 
Familienstand gezahlt werden, nicht angerech- 
net. Wer die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
überschreitet, scheidet mit dem Ablauf des 
Monats der Überschreitung aus der Versiche- 
rungspflicht aus. Tritt die Überschreitung durch 
rückwirkende Zulage ein, so ist für das Aus- 
scheiden der Monat maßgebend, in dem diese 
Zulage erstmalig gezahlt wird. Die Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze gilt nicht für Ange- 
stellte auf Seefahrzeugen." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


02. § 165a erhält folgende Fassung: 

r, § 165a 

(1) Zu den Angestellten gehören insbeson- 
dere 

1. Angestellte in leitender Stellung, 

2. Betriebsbeamte, Werkmeister und 
andere Angestellte in einer ähnlich 
gehobenen oder höheren Stellung, 
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3. Büroangestellte, soweit sie nicht aus- 
schließlich mit Botengängen, Reini- 
gung, Aufräumung und ähnlichen 
Arbeiten beschäftigt werden, ein- 
schließlich der Werkstat tschreiber, 

4. Handlungsgehilfen und Handlungs- 
lehrlinge, andere Angestellte für 
kaufmännische Dienste, auch wenn 
der Gegenstand des Unternehmens 
kein Handelsgewerbe ist, 

5. Bühnenmitglieder und Musiker ohne 
Rücksicht auf den Kunstwert ihrer 
Leistungen, 

6. Angestellte in Berufen der Erziehung, 
des Unterrichts, der Fürsorge, der 
Kranken- und Wohlfahrtspflege, 

7. Schiffsführer, Offiziere des Decks- 
und Maschinendienstes, Schiffsärzte, 
Funkoffiziere, Zahlmeister und Ver- 
walter sowie die in einer ähnlich ge- 
hobenen Stellung befindlichen Mit- 
glieder der Schiffsbesatzung von Bin- 
nenschiffen oder deutschen Seefahr- 
zeugen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Berufsgrup- 
pen näher bezeichnen." 


03. Es wird folgender § 165b eingefügt: 

„§ 165b 

Für den Fall der Krankheit werden ferner 
versichert 

1. Hausgewerbetreibende, 

2. selbständige Privatlehrer und Musiker, 
die in ihren Betrieben keine Angestellten 
beschäftigen, 

3. selbständige Artisten, 

4. Hebammen mit Niederlassungserlaubnis, 

5. die in der Kranken-, Wochen-, Säuglings- 
und Kinderpflege selbständig tätigen Per- 
sonen, die in ihren Betrieben keine An- 
gestellten beschäftigen, 

wenn ihr regelmäßiges Jahreseinkommen nicht 
7920 Deutsche Mark übersteigt." 

04. § 176 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1. Versicherungsfreie Beschäftigte der in 
§ 165 Abs. 1 bezeichneten Art, 

2. Familienangehörige des Arbeitgebers, 
die ohne eigentliches Arbeitsverhält- 
nis und ohne Entgelt in seinem Be- 
trieb tätig sind, 

3. Gewerbetreibende und andere Be- 
triebsunternehmer, die in ihren Be- 
trieben regelmäßig keine oder höch- 
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1. In § 180 Abs. 1 werden die Worte „2200 Fran- 
ken" durch die Worte „22 Deutsche Mark" er- 
setzt. 

2. § 381 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Beiträge für die in § 165 bezeichneten 
Versicherten werden jeweils zur Hälfte von 
ihnen und ihren Arbeitgebern getragen. Für 
einen Versicherten, dessen regelmäßiger Entgelt 
65 Deutsche Mark monatlich oder 15 Deutsche 
Mark wöchentlich nicht übersteigt, trägt der Ar- 
beitgeber den Beitrag allein." 

Artikel 2 

§ 74 des Gesetzes Nr. 275 „Saarknappschaftsge- 
setz" vom 11. Juli 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1099, 1379) wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Versicherungspflichtigen und ihre Arbeit- 
geber entrichten die Beiträge zu gleichen Teilen. 
Versicherungsberechtigte tragen die Beiträge allein. 

(2) Der Beitragsberechnung wird der Entgelt bis 
zu 660 Deutsche Mark monatlich zugrunde gelegt." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ok- 
tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) in Kraft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

stens zwei Versicherungspflichtige 
beschäftigen, 

können der Versicherung freiwillig beitreten, 
wenn ihr jährliches Gesamteinkommen 7920 
Deutsche Mark nicht übersteigt. § 165 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend." 

1. unverändert 


2. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 2a 

§ 313 der Reichs Versicherungsordnung in der im 
Saarland geltenden Fassung ist entsprechend für 
Personen anzuwenden, die auf Grund dieses Geset- 
zes aus der Versicherungspflicht ausscheiden. 

Artikel 2b 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ok- 
tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587), Artikel 1 
Nr. 1 bis 3 jedoch nicht vor Ablauf des Monats in 
Kraft, der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt. 
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